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Wie man Ungleichheit exportiert 

Ich halte im I. Teil dieses Beitrages 
behauptet, dass die seil gut 30 Jah ren welt­
weit domi nierende, ma rkt radi kale Wirt­
schaftsdoktri n sich in a llem Beim hat: Ihre 
Annahme, durch Abgabenentlastung von 
Unternehmen und Vermögen sowie eine 
Deregulicru ng von Märkten könnten die 
Investitionen und das Wirtschaftswachs­
tum gesteigen sowie Arbeitslosigkeit und 
Slaalsausgabcn gesenkt werden, hm sich 
in keiner westl ichen Industrienation er­
fü ll t. Im Gegenteil : Nicht nur in Österreich 
sinkt die Invcsritionsquolc kont inuierl ich, 
wird das Wi rtschaftswachstum immer be­
scheidener, steigt die Arbeitslosigkeit, 
stagnieren die Realeinkommen bis in die 
mitlleren Einkommen hinei n und ist d ie 
Binnenn<lchfr<lge so schwach wie nie. 
Nicht prognostiziert, aber eingetroffen, ist 
eine Umvenei lu ng von Vermögen und Ei n· 
kommen von umen nach oben in allen 
westlichen Industriestaaten . In Österreich 
mani festiert sich diese Umverteilung u.a . 
in einem Zuwachs der Ert räge aus Vermö­
gen und Betriebsgewinnen von 62.5 % zwi­
schen 2001 und 2011, während d ie 1.öhne 
und Gehälter led iglich um 34,4 % stiegen.' 
Der Anteil der 1.Öhne am Volkseinkommen 
ist seit Mitte der neunziger Jahre um gUt 8 
Prozentpu nkte zugu nsten der Vermögens­
und Gewinneinkommen gesunken (auf 
67,3 % in 2011), gleichzeitig verschiebt sich 
die Abgabenlast immer weiter auf die Seite 
der 1.ohnei nkommen .' 

Es ist selbstredend , dass eine Markt­
wirtschaft, die von ihrer inneren 1.ogik her 
auf Wachst um angewiesen ist und dieses 
auch zum Funktion ieren ihrer Sozialsyste­
me braucht, jenseits aller Moral rein öko­
nomisch damit ein Problem bekommt. Man 
braucht kein wirtscha ftswissenschilftli­
ches Studium, um es zu besch reiben: Je ge­
ringer ein Einkommen, desto mehr fließt 
es eins zu eins in den Konsu m. Bei höheren 
Einkommen und auch den Gewin neinkorn· 
men (Einkommen von Selbstständigen und 
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aus Gewin nen) mögen die Konsumilusga­
ben je Haushalt absolut gesehen höher sein, 
a llerdings fließt a ntei lsmäßig wen iger 
über den Konsum zurück in den realwirt­
schaftlichen Kreislauf. Zudem machen die 
Gewin neinkommen nur rund ein Drittel 
des verfügbaren Gesamteinkommens a ller 
privaten "laushalte aus, die Massenei n­
kom men hingegen zwei Drittel. i·leine r 
Flassbeck. ehemaliger Chefvolkswirt der 
UNCTAD, stellt desha lb fest, dass das Ge­
wicht der Massenei nkommen am privaten 
Verbrauch letztlich so hoch ist, dass eine 
schwache Entw icklung derselben durch 
noch so ausgeprägte Gewin nste igeru ngen 
nicht ausgeglichen wird.' 

in Stag nation ve rfallen 

Weil aber der private Verbrauch nach 
wie vor selbst in exportorient ien en Volks­
wirtschaften wie Deutsch land (und Öster­
reich) die größte Nachfrage komponente 
des Bruttoi nlandsproduktes di:lrstellt, ha­
ben stagnierende Realeinkommen bzw. 
Umverteilungen von den Massen· zu den 
Gewin nei nkommen einen unmittelba ren, 
bremsenden Einfl uss auf das wirtschaftl i­
che Wachstum. ' Bedauerl icherweise ha lten 
sich auch die Unternehmen nicht a n die 
neoliberale Theorie , der zu folge sie mehr 
investieren sollten, wenn ma n sie von Ab· 
gaben und Steuern ent lastet. Sie scheinen 
weiterhi n der alten unternehmerischen 1.0-
gik zu fo lgen, dilss man nur dann investiert , 
wenn auch eine Chance besteht, die aus 
den Investitionen resu lt ierenden Produ kte 
a m Markt zu verkaufen. Bei ei nem stagnie­
renden privaten Konsum sind d iese Cha n­
cen offenba r nicht vielversprechend genug 

- d ie nicht nur in Österreich sinkende In­
vesli l ionsquOle spricht für d iese Vermu­
tu ng. Dilss die nicht in realwinschaftliche 
Aktivi täten reinvestierten Gewinne dan n 
auf den aufgeblähten Finanzmärkten spe­
kulativ a ngelegt werden, dürfte nu r dieje­
nigen freuen, d ie unsinn igerweise immer 
noch daran gl iluben, mit Transakt ionen a m 

Finanzmarkl ließe sich Wertschöpfung re­
alisieren und wirtschaftliches Wachstum 
erzeugen. Bedauerlicherweise glauben das 
immer noch zu viele studierte Wirtscha ft­
lerinnen. 

Eine Volkswirtschaft mit einem sol­
chen .,Geschäftsmodelt" läuft Gefah r, in 
Stagnation zu verfallen - es sei den n, sie 
findet jema nden, der die infolge der mäßi­
gen Binnennachfrage nicht absetzba ren 
Waren doch kau fr. Die USA meinten , den 
Ste in des Weisen gefu nden zu haben, in­
dem sie schon unter Bi ll Clinton die Bedin­
gungen für die Kredilvergabe lockerte n. 
Dies sollte die lahmende private Nachfrage 
stimulieren und machte es beispielsweise 
möglich, dass Menschen sich Im mobi lien 
kauften, die sie sich eigentlich nicht le isten 
konnten. Das Ergebnis dieser Met hode ist 
beka nm: 2008 platzte die daraus e ntstan­
dene Immobilienblase und löste die globa­
le Finanzkrise aus .' 

(Ve rte ilungs.)Probleme 
inte rnatio na lisiert 

1.änder wie Deutschland und Öster­
reich haben einen anderen Weg gewäh lt. 
ihre Volkswi rtschaft vor dem "Versandeln" 
zu bewahren:' Sie haben ih re {VeTte i­
lungs-)Probleme quasi internationa lisiert_ 
Vor allem Deutschland, aber eben auch Ös­
terreich , si nd seit Ja hren d ie Länder der EU 
mit einem beständigen Überschuss in der 
1.eistu ngsbila nz'. Wir erwirtschaften me hr 
a ls wi r selbst mit unserer Kaufkra ft ver­
brauchen können und exponieren das 
Mehr ins Ausland, vor allem in die Eurozo­
ne . Weil wir mit unserer schwachen Bin· 
nennachfrage umer (nicht über!) u nseren 
Verhältnissen leben, können wi r unseren 
Handelspartnern im Gegenzug nicht so 
viele Wa ren abkaufen, wie es unseren Ex­
porten entspräche . Nach allen Regeln der 
Ökonomie steht einem Überschuss aber 
immer ein Defizit gegenüber. Dieses Defizit 
entsteht z.B. bei unseren Ha ndelspartnern 
in der Eurozone, die sich als Folge der 
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Währungsunion auch nicht mehr durch ei­
ne Abwertung ihrer Währungen gegen ein 
derartiges Handelsungleichgewicht weh­
ren können, wie es Ländern mit ei ner eige­
nen Währung als letztes Mittel möglich 
wäre. ~rüher war dies auch zwischen den 
Lä ndern der heutigen Eurowne ein legiti­
mes und übliches Mittel, verloren gegange­
ne Wettbewerbsfähigkeit wiederherzustel· 
len. In einer Währungsunion geht das 
nicht mehr. Wenn Deut schland und Öster­
reich also so stolz au f ihre "Wettbewerbsfä­
higkeit" sind , verschweigen sie dabei gerne, 
dass diese einer der wesentlichen Mitver­
ursacher der derzeitigen Eurokrise ist, Dar­
auf weist ja neuerdings sogar die EU-Kom­
mission hin - wenn auch sehr dezent. Sehr 
viel deutlicher formulierte das der deut­
sche Ex-Kanzler Helmut Schmidt (SPD): 
~Alle unsere Überschüsse sind in Wirklich­
keit die Defizite der anderen. (. .. ) Es han­
delt sich um e ine ärgerliche Verletzung des 
einstmals von uns zum gesetzlichen Ideal 
erhobenen außenwirtschaftlichen Gleich­
gew ichts.'" 

Wcttbewerbsfähigkeit 

Nun ist unscre gepriesene Wett be­
werbsfähigkeit nicht ctwa - wie es so ger­
ne erzä hlt wird - ein Ergebnis davon, dass 
wir so viel arbeiten oder so innovativ wä­
ren und die anderen so faul und unproduk­
tiv. Das deutsche Produktivitätswachstum 
betrug im vergangenen Jahrzehnt selbst 
im EU·Vergleich nur durchschnittliche 
1,2 % pro Jahr, Österreich pendelte wie üb­
lich um die deUlschen Werte herum. Die 
eigentliche Ursache fü r die deutschen und 
österreichischen Wettbewerbsvorteile ist 

• in der Lohnzurückhaltung zu suchen: Im 
genannten Zeitraum stiegen die deutschen 
Reallöhne mit im Jahresdurchschnitt 0,7 % 
deutlich unter dem Produktivitätswachs­
tum. Auch diesbezüglich pendelte Öster­
reich wieder um die deutschen Werte. Vor 
allem desha lb sind unsere Waren und 
Dienstleistungen so billig und im Ausland 
so gUl zu verkaufen. Unbestritten spielten 
dieser Enrwicklung auch Länder wie [Iali­
en, Spanien und Portugal in die 1·lände. 
Dort stiegen die Reallöhne deutlich stärker 
als die Produktivität, sie lebten fol glich in 
der Tat über ihren Verhältnissen .' Nur: 
Hätten sie sich vernünftiger verhalten, hät­
ten sie unsere Überschüsse nicht kaufen 
können und wir stünden heute nicht als 
die wirtschaftlichen Zerberusse da. Es ist 
deshalb völlig absurd, in der derzeitigen 
Eurokrise einseitige Schuldzuweisu ngen 
an die sogenannten "Schuldenländer" zu 
verteilen. Das Ergebnis dieser Fehlent­
wicklung ist jedenfalls eindeutig: Ein Pro· 
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dukt, das bei der Einführung des Euro in 
allen Ländern der Eurozone € 100 gekostet 
hat, kostete 10 Jahre später in Deutschla nd 
€ tOS, in Frankreich € 125 und in Spanien 
€ 135. Österreich dürfte irgendwo etwas 
höher als Deutschla nd liegen. Wer kauft da 
noch in Frankreich oder Span ien? Und vor 
allem: Wie sollen die "Defizit länder" diese 
großen "Wettbewerbsuntersch iede" jemals 
ausgleichen, wenn die Profiteure der Ent­
wicklung nicht Abstriche a n ihrer "Wett be­
werbsfäh igkeit " machen, die Vorausset­
zungen für eine stärkere Binnen nachfrage 
schaffen und über einen längeren Zeit­
raum mehr aus diesen Ländern einführen, 
als sie dahin exponieren? Und wie sollen 
die "Defizitländer" ohne das ihre Schulden 
zurückzahlen , die de f:Jcto unsere Gewin­
ne waren und sind? 

Verschiedene Seite n der gleic hen 
Medai lle 

Weil es nicht unser eigentliches The­
ma ist, erspare ich mi r weitere Ausführun­
gen dazu, wie gefährlich diese von 
Deutsch land und Österreich betriebene 
Wirtschaftspolitik für den Zusammenhah 
der Eurozone und damit für unsere eigene 
wirtschaftliche Zukun ft ist und verweise 
diesbezüglich auf den Vortrag von Heiner 
Flassbeck auf dem österreich ischen Städte­
tag 2012 in Dornbirn.'· Für unseren Zusam· 
menhang erscheint es mir allerdings wich­
tig, dass d ie Verschlechterung der Lebe ns· 
situ:Jtion der unteren bis mittleren Ein­
kommensbezieherinnen bzw. die hohe Ar­
mutsgefährdung in Österreich sowie die 
Eurokrise lediglich verschiedene Seiten der 
gleichen Medaille sind: das Ergebnis von 
Verteilungsungleichheiten - ob man das 
nun soziale Ungerechtigkeit nennt oder ir­
gendwie anders, spielt keine Rolle. Es ist in 
den letzten 30 Jahren eine erhebliche Un­
wucht in die Verteilung von Einkommen 
und Vermögen geraten, die der Markt al· 
lein eben nicht richtet und die das Funktio­
nieren der Marktwirtschaft erheblich be ­
einträchtigt . 

Wir werden nicht nur aus sozialpoli­
tischen Erwägungen, sondern auch um die 
Eurozone nicht an ihren Handclsungleich­
gewichten scheitern zu lassen (was für Ös­
terreich katastrophale Folgen hätte), die 
Kaufkraft vor a llem der unteren Einkom­
mensschichten steigern müssen. Darin ein· 
geschlossen sind jene, für die wir derzeit 
keine Beschäftigung haben . Wir brauchen 
Mindestlöhne, langfrist ige Reallohnsteige­
rungen über dem Produktivitätswachstum 
sow ie existenzsichernde Transferlcistun­
gen und Pensionen. Wir brauchen drin· 

gend eine Rückbesinnung auf realwirt­
scha ftliche Aktivitäten und einen Rückbau 
der völlig aufgeblähten Finanzwirtschaft, 
die in ihrer heutigen Form gesellsc haftlich 
und volkswirtschaftlich schlicht überflü s­
sig ist. Wir bra uchen auch ein Überdenken 
unserer hohen Exportabhängigkeit, die uno 
sere lohn- und sozialpolitische Ha ndlungs­
fähigkeit einschränkt. Und let ztlich wird 
es auch nicht ohne eine höhere Abg(lbenbe­
lastung für diejenigen gehen, die von de m 
Experiment der letzten 30 Jah re profitie rt 
haben und deren Vermögen durch Steuer­
gelder bzw. eine gewa ltige Steigerung der 
Staatsverschuldung 2008 ge rettet wurden. 
Dabe i wird es mit der von der SPÖ vorge­
schlagenen "Millionärsabgabe" nicht getan 
sein. Miclrael Dieuriclr 

, Bcr~'Chnung nach: BMASK. Sozi~nH!richl 2011 ' 
1012. S. 216 
' Ebenda. S. 217 und 211). Die Angaben beziehen 
sich auf die unbereinigtc LohnquOle. 
, 1·leiner 1'1~ssbeck U,3 .. Irrweg Grundcinkom. 
men , Frankfun J Main 2012. S. 100 ff. Bc;u,ich· 
nenderweise hat Flassbeck die Problemm ik 
schon lange vor dem I'inanzcrash im Jahr 2008 
lH!schricbcn. z.B, in dem mit R. M~icr. Rigaud 

200) verfauten Beitrag im Wirtschaf,sdiens, 
( lief, )). Auf der schiefen Bahn - Die deutsche 
Lohnpolitik verschärf, die Krise. 
• Natiirlich könme man dem durch stagnieren . 
de Reallöhne bewirkten Kaufk raftvcrlust auch 
durch eine Erhöhung staall ieher SozialieislUll' 
gen oder durch Senkung der Steuern aufumerc 
bis mittlere Einkommen entgegenwirken 
(S,ichwon: Senkung der Eingangss1euersät1.c). 
Allerdings mÜSSte in beiden F,i1\cn auch die 
I' rage heantwortet werden. wie man das finan· 
zieren will. ohne hohe Einkommen. Gewinne 
und Vermögen emspr«hcnd höher 1.U helasIelI. 
, Nur wenige haben damals mi'bekommen. 
dass in den USA neben der Immobilicnbla", 
beinahc auch eine Krcdilkartenblase geplmzt 
ware - was UIlS glücklicherweise gerade noch 
erspart geblieben ist. 
• Wobei n1:'n fairerweise sageIl muss. dass Ös· 
terreich auf Grund der innigen wirtschaftli. 
chell Verbindungen (und Abhiillgigke"en) m" 
Deutschland auch nicht viel anderes iibrig 
blieb. als dem delllschcn Weg 1.U folgcn. 
• l.eislullgsbHan~: Verhältnis dcr exponierlcll 
zu den importi"rlen Waren ulld Dienstleistun· 
gen (darunter bspw. auch lOurislischc Dienst· 
Icis,ungen) 
• zit, Ilach I.orenz Galtme",'cr. lldn,," Schmidt 
und dcr -"'chsfarbene Neoliberalismus". in: 
DER STANDARD vom tO'/ll.I2.2011 
• Bezeichnenderweise w;,r es gerade das hcu'e 
als "kr~nkcr Malln" dcr Eurozollc hczeichllete 
Frankreich. das sich volkswinscha fllich ange· 
mcsSen verhalten haI und bspw ... 15 einziges 
1~1nd die im MaltSlricht ·Venr;'g '·creillb.1rle 
durchschni!lliche Infl;nionSTlllC VOn kllapp uno 
ter 2 % cillgchalten h~l. während Deutschland 
deullich. ÖSlerreich weniger deutlich darulller 
lag. 
~ Nachzuhürcn auf der Homcp;'ge des S,iidlcla· 
ges hIt p://www.stacdtebulld.Sv.aIJSlacd.elagJ 
su'ed, clag'2ot 2/vidcos.ht 1111 
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